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Das Kernproblem der Hundesteuer ist ihr grobe Ungerechtigkeit, ihre unsoziale Natur.

(Finanzwissenschaftler: Professor Dr. Dr. Fritz Neumark, Johann-Wolfgang-Goethe Universität Frankfurt)

Gerade bei der Hundesteuer zeigt sich sehr deutlich die grenzenlose Gier der Politiker nach jeder Steuermark, die anmaßende und machtmißbräuchliche Abzockerei auf Kosten von Tierliebe.
Sich sogar auch noch an Tierliebe zu bereichern, da kennen die deutschen Politiker keinen Skrupel. Aber genau dies zeigt ihren wirklich wahren Charakter.  >> Geld verdirbt den Charakter <<
 
Bei der Bekämpfung der sittenwidrigen Hundesteuer besonders wichtig, ist unabdingbares solidarisches und gemeinsames Handeln aller Hundefreunde unseres Landes.

Juristen und Rechtswissenschaftler vertreten die Auffassung, daß die Hundesteuer kein juristisches, sondern ausschließlich ein rein politisches Problem darstellt und daher vordergründig und konsequenterweise von den hundeliebenden Bürgerinnen und Bürger unseres Landes politisch angegangen werden sollte. 

Hierzu besonders geeignet:  

1). Schriftliche Beschwerdeeingaben an die Landesregierung (Landtagsfraktionen im Landtag des jeweiligen Bundeslandes) mit massiver Protestnote, auch an den Petitionsausschuß des Landtages.

2).  Schriftliche Beschwerdeeingaben an die Kommunalpolitik (Stadtratsfraktionen im Rathaus der jeweiligen Gemeinde).

Die Hundesteuer politisch anzugehen, dies ist der einfachere und kostengünstigere Weg.

Dabei ist es sehr wichtig, daß eine immens große Anzahl hundeliebender Bürger den Weg des Protestes bei den Landes- u. Kommunalpolitikern beschreitet und sich dieser Sache solidarisch mit anschließen.

Nur die große Masse in der Bevölkerung kann unsinnige politische Entscheidungen zurückdrängen!.

Zur nötigen Argumentationsfindung für Beschwerdeeingaben hilft unsere Bürgerinitiative gerne.

Nachdem es in fast ganz Europa diese Unrechtsteuer für Tierliebe nicht mehr gibt (außer in Deutschland nur noch in 4 Ländern: Österreich, Schweiz, Norwegen und die Niederlande), insbesondere in den Ländern, welche eine weitaus größere Hundezahl aufweisen, wie z.B. England und Frankreich, muß es doch auch für Deutschland möglich sein, diese rechtlich höchst umstrittenste aller Steuern, die Hundesteuer, endlich abzuschaffen.

Unsere Schriftstücke auf unserer Webseite kann jeder Hundefreund für seine Belange frei verwenden und nutzen, es gibt bei uns kein CopyRight. 

Diese sollen Sie in Ihren Beschwerdeargumenten weitgehendst unterstützen.

Es ist schon sehr dreist von den Politikern, die Hundesteuer als „Aufwandsteuer“ zu deklarieren. Dies besagt, wer sich einen Hund anschaffen und unterhalten kann, der kann auch für solchen Luxus Steuer zahlen.

Tatsache jedoch ist: Kein Mensch schafft sich einen Hund an weil er reich ist, oder dies sich finanziell leisten kann, sondern weil er als Hundefreund auf die für ihn deutlich verbesserte Lebensqualität durch Hundehaltung einfach nicht verzichten möchte, was dem hundeliebenden Bürger unseres Landes auch  verfassungsrechtlich durch Art. 2 GG zugestanden wird. Dafür ist der Hundefreund sogar bereit, an anderen Enden des Haushaltes zu sparen, oder auch auf Reisen zu verzichten.

Hundehaltung ist kein Luxus, sondern oftmals die beste Medizin für seinen Menschen. 

Hundehaltung gehört zur allgemeinen Lebensführung, sie ist Ausdruck des grundgesetzlich gesicherten Rechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit Art. 2 GG. (Urteil vom Amtsgericht Oberhausen bei Bonn).

Der Wunsch zur Hundehaltung darf für den Tierfreund durch eine Besteuerung nicht erschwert werden.

Wegen ihres substanzverzehrenden Charakters (Hohe Steuersätze, Kampfhundesteuer u. progressive Doppelbesteuerung ab dem 2. und für jeden weiteren Hund) verstößt die Hundesteuer gegen Art.14 GG, welcher das Recht am Eigentum schützt.

Eine Begrenzung der Lenkungsfunktion ergibt sich dadurch, daß die Hundesteuer nicht so hoch festgesetzt werden darf, daß dadurch die Haltung von Hunden praktisch nahezu unmöglich gemacht wird. Die Steuer würde dann eine  >>erdrosselnde<<  beziehungsweise konfiskatorische Wirkung entfalten.

Als konfiskatorisch betrachtet das Bundesverfassungsgericht  solche Steuern, die dem Bürger den sinnvollen Gebrauch seiner verfassungsrechtlich geschützten Freiheitsrechte Art.2 GG und das Recht am Eigentum Art.14 GG nahezu unmöglich machen. Ihr Kennzeichen besteht darin, daß der Gesetzgeber (die politischen Parteien) mit Ihnen nicht nur Einnahmen erzielen, sondern das besteuerte Verhalten, wenn auch nicht offen verbieten, so doch durch seine Belastung mit unbezahlbaren Abgabepflichten durch hohe Steuersätze und progressiver Doppelbesteuerung bei Mehrhundehaltung ab dem zweiten Hund, unterbinden will. 

 >> BVerfG., Beschluß vom 01.04. 1971, 1 BvL 22/67, KStZ 1971, 160 <<

Die Hundesteuer als Aufwandsteuer (ehem. Luxussteuer) zu bezeichnen ist genauso ein scheinheiliges und zweckdienliches Alibi- u. Rechtfertigungsargument, wie das Zweckargument der Eindämmung durch Steuern, gesundheits- u. ordnungspolitischer (Lenkungs)funktion, Hundekot und Kampfhund, Gefahr und Belästigung der Allgemeinheit durch Hunde usw., nur um an den lukrativen Finanzmehreinnahmen durch Hundesteuer auch für die Zukunft festzuhalten, zum Wohle von Stadtkämmerer und kommunaler Kassen um somit Steuerausfällen vorzubeugen.

Das ist rechts- u. machtmißbräuchlich! 

Politiker waren in der Findung von Ausreden, Zweck- u. Alibiargumenten schon immer höchst erfinderisch, wenn es darum ging, steuer- u. finanzpolitische Interessen gegen die Bevölkerung  durchzusetzen und durch Mißbrauch von politischem Amt und Macht der Gesetzgebungskompetenz  bei der Bevölkerung zu erzwingen; insbesondere bei der Besteuerung für Hundehaltung.

Die Hundesteuer ist für den kommunalen Finanzhaushalt im voraus fest eingeplant. 

Bundesweit nehmen die Kommunen derzeit jährlich 340 Millionen DM (ca. 170 Euro) durch Hundesteuer ein. Für die kommunalen Kassen eine lukrative Steuermehreinnahmequelle!

In Deutschland gibt es keine Hundeplage die eine Eindämmung durch Steuern rechtfertigen würde, was allerdings nicht Aufgabe einer Steuer ist.

Zusammen mit Norwegen liegt Deutschland in der Hundehaltung europaweit an drittletzter Stelle.

In Deutschland gibt es ca. 4,5 Millionen Hundehalter. Eine Zahl, die bei solidarisch gemeinsamen Zusammenschluß aller Hundefreunde politisch sehr wohl in unserem Lande was bewirken kann.

Es muß auch endlich Schluß damit sein, das landweit herrschende Märchen, wegen Hundekot eine Hundesteuer. 

Die Hundesteuer wird niemals wegen Hundekot erhoben, dies wäre auch finanzverfassungsrechtlich nach dem Bundessteuergesetz nicht zulässig; beides steht in keinem Zusammenhang. So auch bestätigt in der Urteilsbegründung vom Mannheimer Verwaltungsgericht.

Zuständig dafür ist kommunales Ordnungsrecht, was nach polizeilicher Verordnung als Ordnungswidrigkeit mit Geldstrafen, oder Bußgeldern geahndet werden kann. Der Bundesdurchschnitt liegt bei 300 DM (150 Euro) Bußgeld, womit sich Einzelfälle hinreichend sanktionieren lassen.

Deutschland ist weltweit das Land mit den höchsten Hundesteuersätzen und hält somit den traurigen Weltrekord bei der Besteuerung für Hundehaltung. Deutschland ist auch das einzige Land der Welt, in dem ab dem zweiten und jeden weiteren Hund progressiv doppelt besteuert wird. Das gibt es sonst bei keiner anderen Steuerart in Deutschland und verstößt somit grob gegen das Verfassungsgebot einer steuergerechten Gleichbehandlung im Bezug auf alle anderen Steuerarten. Art. 3 GG.

Wie bei allen anderen Steuerarten, z.B. Lohn und Gehalt, oder KFZ-Steuer usw., gibt es bei der Hundesteuer keine steuergerechte Differenzierung. Die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des betroffenen Hundehalters wird aus steuerpolitischen Gründen für Finanzmehreinnahmen vorsätzlich ignoriert, um Steuerausfällen vorzubeugen. 

Eine Rentnerin zahlt für ihren aus Mitleid zu sich genommenen Mischlingsfindling aus dem Tierheim denselben hohen Hundesteuersatz, wie der reiche Industrielle für seinen wertvollen Rassehund. 

Auch das gibt es in Deutschland sonst bei keiner anderen Steuerart.

Wenn eine alte Frau mit ihrem kleinen Hund ihre Rente verzehrt, so setzt sich der Fiskus ungeniert zu Tisch und hält noch groß die Hand auf. 

Das ist zutiefst ungerecht und unsozial, ein großes Armutszeugnis für unser Land und sollte die politischen Parteien Deutschlands zutiefst beschämen!

Die für uns Bürger unerträgliche Gier der politischen Parteien nach jeder Steuermark auf Kosten von Tierliebe, unserem liebsten Mitgeschöpf dem Hund, ist ein zutiefst unerträglicher und grob provokativer Zustand, der jeden Hundehalter welcher von sich behauptet Hundefreund zu sein, schon aus moralischen Gründen dazu verpflichtet, sich massiv gegen die sittenwidrige Hundesteuer zu wehren.

Eine emotionale mitgeschöpfliche Mensch-Hund-Beziehung, die Liebe und tiefe Zuneigung des Bürgers zu seinem Hund für steuer- u. finanzpolitische Interessen zu mißbrauchen, durch politisches Amt und Macht der Gesetzgebung, ist zutiefst ungerecht und unsozial; das ist ein finanzpolitischer Skandal, rechts- u. machtmißbräuchlich und zutiefst beschämend für die politischen Parteien und für Deutschland!

Dafür allerdings haben die politischen Parteien vom Wählersouverän (Bevölkerung) keinerlei Wählerauftrag erhalten!

Bitte informieren Sie auch weitere Hundefreunde über den geschilderten Sachverhalt der leidigen Besteuerung für Hundehaltung in Deutschland und machen Sie alle mit, wenn es darum geht, die sittenwidrige Besteuerung für Tierliebe politisch massiv und nachhaltig anzugehen.

Wie in fast ganz Europa, muß endlich auch in Deutschland (reichstes Land in Europa) diese sittenwidrige Unrechtsteuer für Tierliebe endlich abgeschafft werden!

Wie für alle Haus- u. Liebhabertiere, so darf es auch für Hundehaltung keine Besteuerung geben.

(Eine Forderung vom Deutschen Tierschutzbund, Bonn).

Unsere Bürgerinitiative gegen Hundesteuer appelliert an das sittliche, ethische und moralische Empfinden der Politiker Deutschlands: Schafft endlich die ungerechteste und umstrittenste aller Steuern, die Hundesteuer, ab. Mißbraucht nicht die Liebe und tiefe Zuneigung des Bürgers zu seinem Hund für steuer- u. finanzpolitische Interessen, durch Mißbrauch von politischem Amt und Macht der Gesetzgebungskompetenz.

Rechts- u. Finanzwissenschaftler fordern schon lange die Abschaffung der sittenwidrigen Hundesteuer.

Sie ist für unser heutiges modernes Steuersystem nicht mehr zeitgemäß und hat für Deutschland keinerlei Daseinsberechtigung mehr.

Die Hundesteuer ist die ungerechteste aller Steuern in unserem Lande, sie ist eine eindeutige Machtdemonstration der politischen Parteien gegen die tierliebende Bevölkerung, sie ist ein „Anachronismus“ ! 

Bürgerinitiative gegen Hundesteuer    Jörg-Peter Schweizer  (geschäftsführender Vorstand)
